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Öffentliche Bekanntmachung 

 

Aufgrund der §§ 5 und 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeord-
nung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
07.03.2005 (GVBl I S. 142) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21.06.2018 (GVBl. S. 291), in Verbindung mit §§ 11, 12 II des 
Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetz (HBKG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.01.2014 (GVBl. I S. 
26) zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.08.2018 (GVBl. S. 
374) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kirtorf am 
30.10.2020 folgende  Feuerwehrsatzung beschlossen: 

 
 Satzung für die Freiwillige Feuerwehr  

der Stadt Kirtorf 
 

 § 1 Gleichstellungsbestimmung 

Die in dieser Satzung genannten Personenbezeichnungen um-

fassen alle geschlechtlichen Formen. Lediglich aus Gründen 

der Übersichtlichkeit wurde auf die ausdrückliche Nennung der 

einzelnen Formen verzichtet.  

 

§ 2 Organisation, Bezeichnung 

(1) Die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Kirtorf ist als öffentliche 

Feuerwehr eine städtische Einrichtung (§ 7 Abs. 1 HBKG). Sie 

führt die Bezeichnung „Freiwillige Feuerwehr der Stadt Kirtorf“ 

(2) Die Stadtteilfeuerwehren für die Stadtteile führen als Zusatz 

die jeweilige Bezeichnung des Stadtteiles 

Stadtteil Arnshain 

Stadtteil Gleimenhain 

Stadtteil Heimertshausen 

Stadtteil Mitte 

Stadtteil Lehrbach 

Stadtteil Ober-Gleen 

Stadtteil Wahlen 

(3) Die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Kirtorf steht unter der 

Leitung des Stadtbrandinspektors. 

 

§ 3 Aufgaben der Freiwilligen Feuerwehr 

(1) Die Aufgaben der Freiwilligen Feuerwehr umfassen den 

vorbeugenden und abwehrenden Brandschutz, die Allgemeine 

Hilfe sowie die Hilfeleistung bei anderen Vorkommnissen und 

die Mitwirkung bei der Brandschutzerziehung und -aufklärung 

im Sinne der §§ 1, 3 Abs. 1 Nr. 6 und 6 HBKG. 

(2) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben hat die Freiwillige Feuerwehr 

die aktiven Feuerwehrangehörigen nach den geltenden Feuer-

wehr-Dienstvorschriften und sonstigen einschlägigen Vorschrif-

ten aus- und fortzubilden.  

§ 4 Gliederung der Freiwilligen Feuerwehr 

Die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Kirtorf gliedert sich in fol-

gende Abteilungen: 

1. Einsatzabteilung 

2. Ehren- und Altersabteilung 

3. Jugendfeuerwehr 

4. Kindergruppe  

§ 5 Persönliche Ausrüstung, Anzeigepflicht 

(1) Die Feuerwehrangehörigen haben die durch die Stadt un-

entgeltlich zur Verfügung gestellte Dienst- und Schutzkleidung 

pfleglich zu behandeln und nach dem Ausscheiden aus dem 

Feuerwehrdienst zurückzugeben. Für verlorengegangene oder 

durch außerdienstlichen Gebrauch beschädigte oder unbrauch-

bar gewordene Teile der Ausrüstung kann die Stadt Ersatz ver-

langen. 

(2) Die Feuerwehrangehörigen haben dem Stadtbrandinspektor 

oder dem Wehrführer unverzüglich anzuzeigen: 

a) im Dienst erlittene Körper- und Sachschäden, 

b) Verluste oder Schäden an der persönlichen und sonstigen 

Ausrüstung,  

c) den Entzug der Fahrerlaubnis sowie erteilte Fahrverbote, 

d) die rechtskräftige Verurteilung wegen Straftaten 

aa.) wegen der Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates 

§§ 84 - 91s StGB  

bb.) wegen Landesverrates und Gefährdung der äußeren Si-

cherheit §§ 93 - 101 a StGB 

cc.) wegen Widerstandes gegen die Staatsgewalt §§ 110 - 121 

StGB dd.) wegen Straftaten gegen die öffentliche Ordnung §§ 

123 - 145d StGB 

ee.) wegen vorsätzlicher Brandstiftung §§ 306 – 306 c StGB 

(3) Soweit Ansprüche für oder gegen die Stadt in Frage kom-

men, hat der Empfänger der Anzeige nach Abs. 2 die Meldung 

an den Magistrat weiterzuleiten  

§ 6 Aufnahme in die Einsatzabteilung der Freiwilligen Feu-

erwehr 

(1) Die Einsatzabteilung setzt sich zusammen aus den aktiven 

Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr. In die Einsatzabteilung 

können Personen mit besonderen Fähigkeiten und Kenntnissen 

zur Beratung der Freiwilligen Feuerwehr (Fachberater) aufge-

nommen werden. 

(2) Als aktive Feuerwehrangehörige können in der Regel nur 

Personen aufgenommen werden, die ihre Hauptwohnung in der 

Stadt Kirtorf haben oder aufgrund einer regelmäßigen Beschäf-

tigung oder Ausbildung oder in sonstiger Weise regelmäßig für 

Einsätze in der Stadt Kirtorf und Aus- und Fortbildung zur Verfü-

gung stehen. Sie müssen persönlich geeignet sein, für die frei-

heitlich demokratische Grundordnung eintreten, den Anforde-

rungen des Feuerwehrdienstes geistig und körperlich gewach-

sen sein, sowie das 17. Lebensjahr vollendet haben; sie dürfen 

das 60. Lebensjahr nicht überschritten haben. 

(3) Aktiver Feuerwehrdienst kann nur in maximal zwei Feuer-

wehren geleistet werden. Die Belange der Feuerwehr, in der 

der Feuerwehrangehörige wohnt oder überwiegend wohnt, sind 

vorrangig zu berücksichtigen. 

(4) Die Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr ist schriftlich bei 

dem Stadtbrandinspektor, bei dem Gemeindebrandinspektor 

oder bei dem Wehrführer zu beantragen. Minderjährige haben 

mit dem Aufnahmeantrag die schriftliche Zustimmungserklärung 

ihrer gesetzlichen Vertreter vorzulegen. 

(5) Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Magistrat bzw. in 

dessen Auftrag der Stadtbrandinspektor, der Gemeindebrandin-

spektor nach Anhörung des Feuerwehrausschusses. Bei Zwei-

feln über die geistige oder körperliche Tauglichkeit oder der 

persönlichen Eignung kann die Vorlage eines ärztlichen Attes-

tes oder des polizeilichen Führungszeugnisses verlangt wer-

den. 

(6) Die Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr erfolgt durch den 

Stadtbrandinspektor oder durch den Wehrführer unter Überrei-

chung der Satzung (und durch Handschlag). Dabei ist der Feu-

erwehrangehörige durch Unterschriftsleistung auf die gewissen-

hafte Erfüllung seiner Aufgaben gegenüber jedermann unab-

hängig von Nationalität, ethnischer Zugehörigkeit, Geschlecht, 

Religion oder Hautfarbe zu verpflichten, wie sich diese aus den 

gesetzlichen Bestimmungen, dieser Satzung sowie den Dienst-

anweisungen ergeben.  
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(7) Soweit innerhalb von 12 Monaten nach Aufnahme in der 

Einsatzabteilung die erforderlichen oder verlangten Unter-

lagen nicht vorgelegt werden und keine oder nur eine unre-

gelmäßige Teilnahme an den festgesetzten Übungen und 

Einsätzen festgestellt wird, kann die Mitgliedschaft durch 

den Stadtbrandinspektor beendet werden..  

§ 7 Rechte und Pflichten der Angehörigen der Einsatzabtei-

lung  

(1) Die Angehörigen der Einsatzabteilung haben das Recht zur 

Wahl des Stadtbrandinspektors, des Gemeindebrandinspektors, 

seines Stellvertreters, des Wehrführers, des stellvertretenden 

Wehrführers sowie der Mitglieder des Feuerwehrausschusses. 

Sie können zu Mitgliedern des Feuerwehrausschusses gewählt 

werden.  

(2) Die Angehörigen der Einsatzabteilung haben die in § 3 be-

zeichneten Aufgaben nach Anweisung des Stadtbrandinspek-

tors oder der sonst zuständigen Vorgesetzten gewissenhaft 

durchzuführen. Sie haben insbesondere  

a) die für den Dienst geltenden Vorschriften und Weisungen (z. 

B. Dienstvorschriften, Ausbildungsvorschriften, Unfallverhü-

tungsvorschriften) sowie Anweisungen des Stadtbrandinspek-

tors oder der sonst zuständigen Vorgesetzten zu befolgen,  

b) bei Alarm sofort zu erscheinen und den für den Alarmfall 

geltenden Anweisungen und Vorschriften Folge zu leisten,  

c) am Unterricht, an den Übungen und sonstigen Dienstveran-

staltungen  teilzunehmen.  

(3) Die Angehörigen der Einsatzabteilung stellen die in § 55 

Abs. 2 Nr. 1 bis 14 HBKG genannten Daten zur Wahrnehmung 

ihrer satzungsrechtlichen Rechte und Pflichten zur Verfügung. 

Bei Änderungen dieser Daten sind diese zeitnah mitzuteilen. 

(4) Neu aufgenommene Feuerwehrangehörige dürfen vor Ab-

schluss der feuerwehrtechnischen Ausbildung 

(Grundausbildung) nur im Zusammenwirken mit ausgebildeten 

und erfahrenen aktiven Feuerwehrangehörigen eingesetzt wer-

den.  

(5) Abs. 2 und 3 gelten nicht für die Fachberater im Sinne des § 

5 Abs. 1 Satz 2.  

(6) Für Tätigkeiten im Feuerwehrdienst außerhalb des Gemein-

degebietes gelten die Vorschriften des hessischen Reisekos-

tenrechts entsprechend. 

§ 8 Beendigung der Zugehörigkeit zur Einsatzabteilung 

(1) Die Zugehörigkeit zur Einsatzabteilung endet mit 

a) der Vollendung des 60. Lebensjahres  oder auf Antrag im 

Sinne von § 10 Abs. 2 HBKG  spätestens mit Vollendung des 

65.  Lebensjahres, 

b) dem Austritt, 

c) dem Ausschluss, 

d) der Übernahme in die Ehren- und Altersabteilung  

(2) Vor Verlängerung der Zugehörigkeit zur Einsatzabteilung 

gemäß § 10 Abs. 2 HBKG hat sich der Antragsteller einer ärztli-

chen Untersuchung zu unterziehen. Über den Verlängerungs-

antrag entscheidet der Magistrat bzw. in dessen Auftrag der 

Stadtbrandinspektor Anhörung des Feuerwehrausschusses.  

(3) Der Austritt muss schriftlich gegenüber dem Stadtbrandin-

spektor oder dem Wehrführer erklärt werden.  

(4) Der Magistrat kann einen Angehörigen der Einsatzabteilung 

aus wichtigem Grund - nach Anhörung des Feuerwehraus-

schusses - durch schriftlichen, mit Begründung und Rechts-

behelfsbelehrung versehenen Bescheid aus der Freiwilligen 

Feuerwehr ausschließen. Zuvor ist dem/der Betroffenen Gele-

genheit zur Stellungnahme zu geben. Wichtiger Grund ist insbe-

sondere das mehrfache unentschuldigte Fernbleiben vom Ein-

satz und/oder bei angesetzten Übungen, mehrfache schriftliche 

Verweise (mindestens drei) gem. § 9 Abs. 1 b), die nachhaltige 

Verletzung der Pflicht zum kameradschaftlichen Verhalten und 

das aktive Eintreten gegen die freiheitlich demokratische 

Grundordnung sowie die rechtskräftige Verurteilung wegen vor-

sätzlicher Brandstiftung.  

(5) Wird die Mitgliedschaft innerhalb von 12 Monaten gem. § 6 

Abs. 7 vom Stadtbrandinspektor/ Leiter der Feuerwehr beendet, 

gilt Abs. 4 mit der Maßgabe, dass eine Anhörung des Feuer-

wehrausschusses nicht notwendig ist.  

§ 9 Ordnungsmaßnahmen  

(1) Verletzt ein Angehöriger/eine Angehörige der Einsatzabtei-

lung seine/ihre Dienstpflicht bzw. sonstige Verpflichtungen aus 

dieser Satzung, so kann der Stadtbrandinspektor im Einverneh-

men mit dem Feuerwehrausschuss ihm gegenüber  

a) eine mündliche Ermahnung, 

b) einen mündlichen oder schriftlichen Verweis 

c) Suspendierung (max. 3 Monate zur Sachverhaltsaufklärung) 

d) Befristeter Ausschluss (6 Monate – 3 Jahre)  

aussprechen.  

(2) Die Ermahnung kann auch unter Beteiligung des Wehrfüh-

rers ausgesprochen werden. Die Ermahnung ist zu dokumentie-

ren. Vor dem Verweis ist dem Betroffenen Gelegenheit zur 

schriftlichen oder mündlichen Stellungnahme zu geben. Über 

den schriftlichen Verweis gem. § 9 Abs.1 b) ist eine Nieder-

schrift zu fertigen und gegen Unterschrift dem Betroffenen aus-

zuhändigen.  

§ 10 Ehren- und Altersabteilung  

(1) In die Ehren- und Altersabteilung wird unter Überlassung der 

Dienstbekleidung übernommen, wer wegen Vollendung des 60. 

bzw. bei verlängerter Zugehörigkeit nach § 10 Abs. 2 HBKG 

spätestens mit Vollendung des 65. Lebensjahres, dauernder 

oder vorübergehender Dienstunfähigkeit oder aus sonstigen 

wichtigen persönlichen Gründen aus der Einsatzabteilung aus-

scheidet.  

(2) Die Zugehörigkeit zur Ehren- und Altersabteilung endet  

a) durch Austritt, der schriftlich gegenüber dem Stadtbrandin-

spektor, dem Gemeindebrandinspektor oder dem Wehrführer 

erklärt werden muss, 

b) durch Ausschluss (§ 8 Abs. 4 Satz 1 gilt entsprechend),  

(3) Für die Ausbildung, die Gerätewartung, die Fahrzeug-, Ge-

räte- und Gebäudepflege, logistische Unterstützung (ohne Ein-

satztätigkeit) und die Brandschutzerziehung und –aufklärung 

sowie die feuerwehrspezifische Nachmittagsbetreuung an 

Schulen als auch die Unterstützung bei Feuerwehrleistungsü-

bungen können die Angehörigen der Ehren- und Altersabteilung 

auf eigenen Antrag freiwillig und ehrenamtlich Aufgaben über-

nehmen, soweit sie hierfür die entsprechenden Vorkenntnisse 

besitzen und persönlich, geistig und körperlich geeignet sind. 

Die Wahrnehmung der Aufgaben erfolgt gemäß der Bewilligung 

des Magistrates/des Gemeindevorstandes/ oder in dessen Auf-

trag durch den Stadtbrandinspektor, den Gemeindebrandin-

spektor mit Zustimmung des Wehrführers längstens bis zur 

Vollendung des 70. Lebensjahres. Aus wichtigem Grund kann 

entsprechend § 8 Abs. 4 die besondere Tätigkeit beendet wer-

den. Im Rahmen dieser Tätigkeit unterliegen die Angehörigen 

der Ehren- und Altersabteilung der fachlichen Aufsicht durch die 

Leitung der Freiwilligen Feuerwehr. §§ 7 Abs. 3, 9 Abs. 2 Satz 1 

und 2 Buchst. a) findet entsprechende Anwendung.  
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§ 11 Jugendfeuerwehr  

(1) Die Jugendfeuerwehr der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 

Kirtorf führt den Namen "Jugendfeuerwehr Kirtorf" und den 

Stadtteilnamen als Zusatz.  

(2) Die Jugendfeuerwehr Kirtorf ist eine Abteilung der Freiwilli-

gen Feuerwehr für Jugendliche im Alter vom vollendeten 10. bis 

zum vollendeten 17. Lebensjahr, bei einer Verlängerung bis 

max. zum 21. Lebensjahr. Für die Aufnahme gilt § 6 Abs. 4 und 

5 entsprechend, ebenso § 7 Abs. 3. Dies gilt auch bei einem 

Antrag auf Verlängerung der Zugehörigkeit. Sie gestaltet ihre 

Aktivitäten nach einer vom Magistrat/Gemeindevorstand be-

schlossenen Jugendordnung, die auch Vorschriften zum Vor-

schlagsrecht zur Wahl des Jugendfeuerwehrwartes der Stadt/

Gemeinde, und der Jugendfeuerwehrwarte der Stadt-/Ortsteile 

enthält.  

(3) Als Bestandteil der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Kirtorf 

untersteht die Jugendfeuerwehr der Aufsicht durch den Stadt-

brandinspektor als Leiter der Freiwilligen Feuerwehr, der sich 

dazu des Jugendfeuerwehrwartes der Stadt bedient. Der Ju-

gendfeuerwehrwart der Stadt muss mindestens 18 Jahre alt 

sein und die erforderliche persönliche, fachliche und pädagogi-

sche Eignung (§ 7 Abs. 6 FwOV) besitzen. Er muss Angehöri-

ger der Einsatzabteilung sein. Das gleiche gilt für die Jugend-

feuerwehrwarte der Stadtteile.  

(4) Die mit der Betreuung der Jugendfeuerwehr befassten Per-

sonen sollen ein erweitertes polizeiliches Führungszeugnis für 

ehrenamtlich Tätige gem. § 72 a SGB VIII vorlegen.  

§ 12 Kindergruppen  

(1) Die Kindergruppe der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Kir-

torf führt den Namen „Kinderfeuerwehr Kirtorf“ und den Stadt-

teilnamen als Zusatz.  

(2) Die Kinderfeuerwehr Kirtorf ist eine Abteilung der Freiwilli-

gen Feuerwehr von Kindern im Alter vom vollendeten 6. bis 

zum vollendeten 10. Lebensjahr. Für die Aufnahme gilt § 6 Abs. 

4 entsprechend. Sie gestaltet ihre Aktivitäten als selbständige 

Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr.  

(3) Als Bestandteil der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Kirtorf 

untersteht die Kindergruppe der Aufsicht durch den Stadtbrand-

inspektor als Leiter der Freiwilligen Feuerwehr, der sich dazu 

des Leiters der Kindergruppe bedient. Der Leiter der Kinder-

gruppe muss mindestens 18 Jahre alt sein und die persönliche, 

fachliche und pädagogische Eignung besitzen. Die Leiter und 

Betreuer sind ehrenamtlich für die Gemeinde tätig. Die Beru-

fung erfolgt nach § 21 Abs. 2 HGO.  

(4) Die mit der Betreuung der Kinderfeuerwehr befassten Per-

sonen sollen ein erweitertes polizeiliches Führungszeugnis für 

ehrenamtlich tätige gem. § 72 a SGB VIII vorlegen.  

§ 13 Stadtbrandinspektor, erster und weiterer stellvertre-

tender Stadtbrandinspektor, Wehrführer, erster und weite-

rer stellvertretender Wehrführer  

(1) Der Leiter der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Kirtorf ist der 

Stadtbrandinspektor.  

(2) Der Stadtbrandinspektor wird von den Angehörigen der Ein-

satzabteilungen gewählt.  

(3) Die Wahl findet anlässlich der (gemeinsamen) Hauptver-

sammlung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Kirtorf (§ 16) 

statt.  

(4) Gewählt werden kann nur, wer der Einsatzabteilung der 

Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Kirtorf angehört, persönlich 

geeignet ist, die erforderliche Fachkenntnis mittels der geforder-

ten Lehrgänge (§ 7 Abs. 1 FwOVO) nachweisen kann. Zudem 

sollen sie ihre Hauptwohnung in der Stadt Kirtorf haben.  

(5) Der Stadtbrandinspektor wird zum Ehrenbeamten auf Zeit 

der Stadt Kirtorf ernannt. Er ist verantwortlich für die Einsatzbe-

reitschaft der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Kirtorf und die 

Ausbildung ihrer Angehörigen. Er hat für die ordnungsgemäße 

Ausrüstung sowie für die Instandhaltung der Einrichtungen und 

Anlagen der Brandbekämpfung zu sorgen und den Magistrat in 

allen Fragen des Brandschutzes und der Allgemeinen Hilfe zu 

beraten. Bei der Erfüllung dieser Aufgaben haben ihn der stell-

vertretende Stadtbrandinspektor, der Wehrführer und die Feuer-

wehrausschüsse zu unterstützen.  

(6) Der Erste stellvertretende Stadtbrandinspektor hat den 

Stadtbrandinspektor bei Verhinderung zu vertreten. Er wird von 

den Angehörigen der Einsatzabteilungen gewählt. Hinsichtlich 

der Anforderungen gilt Abs. 4 entsprechend. Die Wahl findet 

nach Möglichkeit in der gleichen Versammlung statt, in der der 

Stadtbrandinspektor gewählt wird. Anderenfalls hat der Magist-

rat nach Ablauf der Wahlzeit oder einem sonstigen Freiwerden 

der Stelle des Ersten stellvertretenden Stadtbrandinspektors so 

rechtzeitig eine Versammlung der Angehörigen der Einsatzab-

teilungen einzuberufen, dass binnen zwei Monaten nach Frei-

werden der Stelle die Wahl des Ersten stellvertretenden Stadt-

brandinspektors stattfinden kann. Der Erste stellvertretende 

Stadtbrandinspektor wird zum Ehrenbeamten auf Zeit der Stadt 

Kirtorf ernannt.  

(6a) Der Zweite stellvertretende Stadtbrandinspektor kann den 

Stadtbrandinspektor nur dann vertreten, wenn der Erste stell-

vertretende Stadtbrandinspektor ebenfalls verhindert ist. Für die 

Wahl und die Anforderungen gilt Abs. 6 entsprechend.  

(7) Mit Vollendung des 60. Lebensjahres bzw. bei verlängerter 

Zugehörigkeit nach § 10 Abs. 2 HBKG, spätestens mit Vollen-

dung des 65. Lebensjahres sind der Stadtbrandinspektor und 

seine Stellvertreter durch den Magistrat zu verabschieden und 

aus dem Ehrenbeamtenverhältnis wegen Erreichens der ge-

setzlichen Altersgrenze zu entlassen.  

(8) Die Wehrführer führen die Freiwillige Feuerwehr in den 

Stadtteilen nach Weisung des Stadtbrandinspektors. Der Wehr-

führer wird von den Angehörigen der Einsatzabteilung der 

Stadtteilfeuerwehr gewählt. Gewählt werden kann nur, wer der 

Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr angehört. Hinsicht-

lich der Anforderungen gilt Abs. 4 entsprechend. Die Wahl des 

Wehrführers erfolgt in der Jahreshauptversammlung der Freiwil-

ligen Feuerwehr (§ 17).  

(9) Der Erste stellvertretende Wehrführer hat den Wehrführer im 

Verhinderungsfalle zu vertreten. Er wird von den Angehörigen 

der Einsatzabteilung gewählt. Gewählt werden kann nur, wer 

der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr angehört. Hin-

sichtlich der Anforderungen gilt Abs. 4 entsprechend. Die Wahl 

des Ersten stellvertretenden Wehrführers erfolgt in der Jahres-

hauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr.  

(9a) Der Zweite stellvertretende Wehrführer kann den Wehrfüh-

rer nur dann vertreten, wenn der Erste stellvertretende Wehr-

führer ebenfalls verhindert ist. Für die Wahl und die Anforderun-

gen gilt Abs. 9 entsprechend.  

(10) Für den Wehrführer und die Stellvertreter gelten Abs. 5 

Satz 1 und Abs. 7 entsprechend.  

§ 14 Wehrführerausschuss  

(1) Es wird ein Wehrführerausschuss gebildet, der aus dem 

Stadtbrandinspektor, den Stellvertretern, den Wehrführern und 

deren Stellvertreter sowie des Jugendfeuerwehrwartes  
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der Stadt sowie aus dem Leiter der Kindergruppe besteht und 

die Aufgabe hat, sämtliche Angelegenheiten des Brandschutzes 

und der Freiwilligen Feuerwehren der Stadt Kirtorf zu koordinie-

ren. Der Bürgermeister und sein Vertreter haben das Recht, 

jederzeit an den Sitzungen teilzunehmen.  

(2) Der Stadtbrandinspektor beruft die Sitzungen des Wehrfüh-

rerausschusses ein, die nicht öffentlich stattfinden. Er hat den 

Wehrführerausschuss zur Sitzung einzuberufen, wenn dies von 

mehr als der Hälfte der Mitglieder des Ausschusses schriftlich 

unter Angabe von Gründen beantragt wird.  

§ 15 Feuerwehrausschüsse  

(1) Zur Unterstützung und Beratung des Wehrführers bei der 

Erfüllung ihrer Aufgaben wird in den Stadtteilen für die Freiwilli-

ge Feuerwehr der Stadt Kirtorf jeweils ein Feuerwehrausschuss 

gebildet.  

(2) Der Feuerwehrausschuss besteht aus dem Wehrführer als 

Vorsitzende, den stellvertretenden Wehrführern sowie aus 2 

Angehörigen der Einsatzabteilungen, einem Vertreter der Ehren

- und Altersabteilung und dem Jugendfeuerwehrwart des betref-

fenden Stadtteils und dem Leiter der Kindergruppe. 

(3) Die Wahl der Vertreter der Einsatzabteilung, des Vertreters 

der Ehren- und Altersabteilung erfolgt in der Jahreshauptver-

sammlung. Wahlberechtigt sind die Mitglieder der Einsatzabtei-

lung und der Ehren- und Altersabteilung für ihre jeweiligen Ver-

treter. 

(4) Der Vorsitzende beruft die Sitzungen des Feuerwehraus-

schusses ein. Er hat den Feuerwehrausschuss einzuberufen, 

wenn dies mehr als die Hälfte seiner Mitglieder schriftlich mit 

Begründung beantragt. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der 

Vorsitzende kann jedoch Angehörige der einzelnen Abteilungen 

der Freiwilligen Feuerwehr oder andere Personen zu Sitzungen 

einladen. Der Stadtbrandinspektor und seine Stellvertreter ha-

ben das Recht, jederzeit an den Sitzungen teilzunehmen. Sit-

zungstermine sind ihnen rechtzeitig bekanntzugeben. Über die 

Sitzungen des Feuerwehrausschusses ist eine Niederschrift zu 

fertigen.  

§ 16 Gemeinsame Jahreshauptversammlung  

(1) Unter Vorsitz des Stadtbrandinspektors findet jährlich eine 

gemeinsame Jahreshauptversammlung aller Freiwilligen Feuer-

wehren der Stadt Kirtorf statt. Bei dieser Versammlung hat der 

Stadtbrandinspektor einen Bericht über das abgelaufene Jahr 

zu erstatten.  

(2) Die gemeinsame Jahreshauptversammlung wird vom Stadt-

brandinspektor einberufen. Sie ist einzuberufen, wenn dies min-

destens ein Drittel der Mitglieder der Einsatzabteilungen schrift-

lich unter Angabe von Gründen verlangt. In diesem Fall ist sie 

innerhalb von zwei Wochen durchzuführen.  

(3) Zeitpunkt, Ort und Tagesordnung der gemeinsamen Jahres-

hauptversammlung sind den Feuerwehrangehörigen und dem 

Magistrat mindestens zwei Wochen vor der Versammlung 

schriftlich oder elektronisch bekannt zu geben. Zusätzlich wird 

auf die Versammlung per Aushang im Feuerwehrgerätehaus 

hingewiesen. Im Fall des Abs. 2 verkürzt sich die Frist auf eine 

Woche.  

(4) Stimmberechtigt in der gemeinsamen Jahreshauptversamm-

lung sind die Angehörigen der Einsatzabteilung und – mit Aus-

nahme der Wahl des Stadtbrandinspektors, seines Ersten und 

Zweiten Stellvertreters – die Angehörigen des Musikzuges und 

die Angehörigen der Ehren- und Altersabteilung. § 15 Abs. 3 

bleibt unberührt. Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn 

mindestens ein Drittel der Mitglieder der Einsatzabteilung anwe-

send ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist eine zweite Versammlung 

nach Ablauf von zwei Wochen, spätestens aber innerhalb von 

vier Wochen einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der 

anwesenden Angehörigen der Einsatzabteilung beschlussfähig 

ist.  

(5) Beschlüsse der gemeinsamen Jahreshauptversammlung 

werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Die gemeinsa-

me Hauptversammlung beschließt auf entsprechenden Antrag 

im Einzelfall darüber, ob eine Abstimmung geheim erfolgen soll. 

86) Über die gemeinsame Jahreshauptversammlung ist eine 

Niederschrift anzufertigen. Ein Schriftführer wird zu Beginn der 

Versammlung benannt. Dieser hat die Niederschrift zu erstellen 

und zusammen mit dem Vorsitzenden zu unterzeichnen.  

§ 17 Jahreshauptversammlung  

(1) Unter dem Vorsitz des Stadtbrandinspektors oder des Wehr-

führers findet jährlich eine (getrennte) Jahreshauptversamm-

lung der Stadtteilfeuerwehren der Freiwilligen Feuerwehr der 

Stadt Kirtorf statt.  

(2) Die (getrennte) Jahreshauptversammlung wird vom Stadt-

brandinspektor oder vom Wehrführer einberufen. Er hat einen 

Bericht über das abgelaufene Jahr zu erstatten.  

(3) Eine (getrennte) Jahreshauptversammlung der Freiwilligen 

Feuerwehr ist einzuberufen, wenn dies mindestens ein Drittel 

der Mitglieder der Einsatzabteilung schriftlich unter Angaben 

von Gründen verlangt. In diesem Fall ist sie innerhalb von zwei 

Wochen durchzuführen.  

(4) § 16 Abs. 3 bis 6 gilt entsprechend.  

§ 18 Wahlen  

(1) Die nach dem HBKG und nach dieser Satzung durchzufüh-

renden Wahlen werden von einem Wahlleiter geleitet, den/die 

die jeweilige Versammlung bestimmt. 

(2) Die Wahlzeit für alle durch diese Satzung durch Wahl be-

stimmte Funktionen beträgt fünf Jahre. Sollte das 55. Lebens-

jahr bei der Wahl bereits vollendet worden sein, kann die Er-

nennung zunächst nur bis zum 60. Lebensjahr erfolgen. In die-

sem Zeitpunkt sind ein entsprechender Antrag und eine ärztli-

che Untersuchung notwendig, soweit die komplette Wahlzeit 

ausgeübt werden soll. Mit Vollendung des 60. bzw. bei verlän-

gerter Zugehörigkeit nach § 10 Abs. 2 HBKG spätestens mit 

Vollendung des 65. Lebensjahres sind der Stadtbrandinspektor 

und seine Stellvertreter durch den Magistrat in diesem Zeitpunkt 

unabhängig von der Wahlzeit zu verabschieden.  

(3) Die Wahlberechtigten sind vom Zeitpunkt und Ort der Wahl 

mindestens zwei Wochen vorher schriftlich oder elektronisch zu 

verständigen. Zusätzlich wird auf die Versammlung per Aus-

hang im Feuerwehrgerätehaus hingewiesen. Hinsichtlich der 

Beschlussfähigkeit der Versammlung gilt § 16 Abs. 4 Satz 3 

und 4 entsprechend.  

(4) Der Stadtbrandinspektor, sein Erster und Zweiter Stellvertre-

ter, die Wehrführer, die Ersten und Zweiten stellvertretenden 

Wehrführer, der Vertreter der Ehren-und Altersabteilung für den 

Feuerwehrausschuss, des Jugendfeuerwehrwartes der Stadt 

bzw. die Jugendfeuerwehrwarte der Stadtteile werden einzeln 

nach Stimmenmehrheit gewählt; § 55 Abs. 5 HGO gilt entspre-

chend. Stimmhäufung und Stellvertretung sind nicht zulässig. 

Die Wahl der übrigen zu wählenden Mitglieder des Feuerwehr-

ausschusses wird als Mehrheitswahl ohne das Recht der Stim-

menhäufung durchgeführt. Jeder Wahlberechtigte hat soviel 

Stimmen, wie sonstige Mitglieder des Feuerwehrausschusses 

zu wählen sind.  
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In den Feuerwehrausschuss sind diejenigen gewählt, die die 

meisten Stimmen erhalten. Bei Stimmengleichheit entscheidet 

das Los.  

(5) Gewählt 

wird schrift-

lich und ge-

heim. Bei den Einzelwahlen (Abs. 4 Satz 1) kann durch Hand-

zeichen gewählt werden, falls sich aus den Reihen der Wahlbe-

rechtigten kein Widerspruch erhebt.  

(6) Über sämtliche Wahlen ist eine Niederschrift anzufertigen. § 

16 Abs. 6 S. 2 und 3 gilt entsprechend. Die Niederschrift über 

die Wahl des Stadtbrandinspektors, seines Ersten und Zweiten 

Stellvertreters, der Wehrführer und der Ersten und Zweiten 

stellvertretenden Wehrführer ist innerhalb einer Woche nach 

der Wahl dem Bürgermeister zur Vorlage an den Magistrat zu 

übergeben. 

§ 19 Feuerwehrvereinigungen  

Die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren können sich zu 

privatrechtlichen Vereinen oder Verbänden zusammenschlie-

ßen. Die Stadt unterstützt Vereinigungen der Feuerwehrange-

hörigen nach Maßgabe des Haushalts.  

 § 20 Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach der Vollendung ihrer Be-

kanntmachung in Kraft.  

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft die Feuerwehrsatzung vom 

19.12.2012. 

Kirtorf, 30.10.2020 

A. Fey 

Bürgermeister 

Öffentliche Bekanntmachung 

Feuerwehrgebührensatzung  
der Stadt Kirtorf 

 

Aufgrund der §§ 5, 51 Nr. 6 und 93 Abs. 1 der Hessischen Ge-
meindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 21. Juni 2018 (GVBl. S. 291), jeweils in Verbindung 
mit den §§ 17 Abs. 3, 61 des Hessischen Brand- und Katastro-
phenschutzgesetzes (HBKG) in der Fassung vom 14. Januar 
2014 (GVBl. I S. 502), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
23. August 2018 (GVBl. S. 374) sowie der §§ 1 bis 5a, 9 und 
10 des Hessischen Gesetzes über Kommunale Abgaben 
(KAG) in der Fassung vom 24. März 2013, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 247), hat die Stadt-
verordnetenversammlung der Stadt Kirtorf in ihrer Sitzung vom 
30.10.2020 folgende Feuerwehrgebührensatzung beschlossen  

    
§ 1 

Gebührentatbestand 

Die der Feuerwehr der Stadt/Gemeinde bei Erfüllung ihrer Auf-
gaben entstandenen Gebühren und Auslagen sind nach Maß-
gabe dieser Gebührensatzung in Verbindung mit dem jeweils 
gültigen Gebührenverzeichnis zu erstatten, soweit nicht nach § 
61 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6 HBKG Gebührenfreiheit besteht. 
Die Pflicht zur Erstattung von Gebühren und Auslagen besteht 
auch dann, wenn die angeforderten Mannschaften, Fahrzeuge 
und Geräte wegen zwischenzeitlicher Beseitigung der Gefahr 
oder des Schadens oder aus sonstigen Gründen nicht mehr 
benötigt werden.  

§ 2 
Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner bei Maßnahmen zur Brandbekämpfung 
sind, 

1. die Brandstifterin oder der Brandstifter, die oder der nicht 
selbst Geschädigte oder Geschädigter ist,  

2. die geschädigte Person, sofern sie den Einsatz der Feuer-
wehr vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht hat, 

3. die Fahrzeughalterin oder der Fahrzeughalter oder die 
Fahrzeugführerin oder der Fahrzeugführer, wenn der 
Brand beim Betrieb von Kraft-, Schienen-, Luft- oder Was-
serfahrzeugen entstanden ist; § 7 Abs. 2 Satz 2 des Hessi-
schen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung (HSOG) gilt entsprechend, 

4. die Betreiberin oder der Betreiber, wenn der Einsatz der 

Feuerwehr bei einer Anlage mit besonderem Gefahrenpo-
tential erforderlich geworden ist, 

5. die Betreiberin oder der Betreiber von Gewerbe- oder In-
dustriebetrieben für aufgewendete Sonderlöschmittel bei 
Bränden in den Gewerbe- und Industriebetrieben, 

6. die Person, die wider besseres Wissen oder in grob fahr-
lässiger Unkenntnis der Tatsachen die Feuerwehr alar-
miert, 

7. die Eigentümerin oder der Eigentümer oder die Besitzerin 
oder der Besitzer einer Brandmeldeanlage, wenn diese 
Anlage einen Falschalarm auslöst, 

8. die Person, die den Einsatz der Feuerwehr  

durch nicht angezeigtes, aber nach § 3 Abs. 5  

Satz 1 der Verordnung über die Beseitigung von pflanzlichen 
Abfällen außerhalb von Abfallbeseitigungsanlagen vom 17. 
März 1975 (GVBl. I S. 48) anzeigepflichtiges Verbrennen von 
Abfällen verursacht hat( 

(2) Gebührenschuldner sind bei allen übrigen Leistungen, ins-
besondere in Fällen der Allgemeinen Hilfe, 

1. .die Person, deren Verhalten die Leistung erforderlich ge-
macht hat; § 6 Abs. 2 und 3 HSOG gilt entsprechend, 

2. die Person, die die tatsächliche Gewalt über eine Sache 
oder ein Tier ausübt, deren oder dessen Zustand die Leis-
tung erforderlich gemacht hat, oder die Eigentümerin oder 
der Eigentümer einer solchen Sache oder eines solchen 
Tieres; § 7 Abs. 2 Satz 2 des Hessischen Gesetzes über 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung gilt entsprechend, 

3. die Person, auf deren Verlangen oder in deren Interesse 
die Leistung erbracht wurde, insbesondere bei Falschalar-
men durch 

  a) Kommunikationsmittel mit automatischer Ansage  
   oder Anzeige, die keine Brandmeldeanlagen sind, 

  b) Meldung von Sicherheitsunternehmen oder anderen 
   Personen, die im Auftrag der Eigentümerin, des  
   Eigentümers, der  Besitzerin oder des Besitzers tätig  
   werden, 

4. der Leistungserbringer im Rettungsdienst oder beim Kran
 kentransport, wenn dieser sich zur Erfüllung seines Ret
 tungsdienst- o der Krankentransportauftrags der Unterstüt
 zung der Feuerwehr bedient, 
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5. die Fahrzeughalterin oder der Fahrzeughalter, wenn die Fehl
 funktion des auf dem 112-Notruf basierenden bordeigenen 
 eCall- Systems in Kraftfahrzeugen deren Betrieb zugeordn
 et werden kann, 

6. die Betreiberin oder der Betreiber eines TPS-eCall-Systems, 
 wenn technisch bedingte Falschalarme oder böswillige Alar
 me im  Rahmen eines TPS-eCall-Notrufes durch Dritte über
 mittelt werden. 

7. in Fällen des § 61 Abs. 4 HBKG der Rechtsträger der ander
 en Behörde, 

8. die Person, die die Feuerwehr missbräuchlich – ohne hinrei
 chenden Grund vorsätzlich oder grob fahrlässig – angefor
 dert hat. 

(3) Gebührenschuldner bei Brandsicherheitsdiensten sind die 
 Ausrichter von 

 Veranstaltungen, bei denen bei Ausbruch eines Brandes 
eine größere Anzahl von Menschen gefährdet wäre (z. B. Ver-
sammlungen, Ausstellungen, Theateraufführungen, Zirkusveran-
staltungen, Messen, Märkte und vergleichbare Veranstaltun-
gen). 

(4) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 

(5) Die Geltendmachung von Ansprüchen auf zivilrechtlicher 
Basis bleibt davon unberührt 

§ 3 

Grundlagen der Gebührenbemessung 

(1) Für Leistungen der Feuerwehr, die nach dieser Satzung er-
bracht werden, gilt nachfolgendes Gebührenverzeichnis, wel-
ches als Anlage Bestandteil dieser Satzung ist. Die Höhe der 
Gebühr errechnet sich nach der aufgewendeten Zeit und dem 
eingesetzten Material, nach Art und Anzahl des eingesetzten 
Personals, der Fahrzeuge und Geräte sowie der zu prüfenden 
Geräte und Einrichtungen. 

(2) Bei der Festsetzung der Gebühr werden für Personen sowie 
für Fahrzeuge und Geräte die Gebühren je angefangene 15 
Minuten berechnet. 

(3) Für die Berechnung der Gebühr wird die Zeit von Beginn bis 
zur Beendigung des Einsatzes zugrunde gelegt. Der Einsatz 
beginnt im Regelfall mit der Alarmierung der Feuerwehr durch 
die Leitstelle, spätestens mit dem Ausrücken. Er ist mit Rück-
kehr zur Feuerwache zuzüglich der ggf. für die Wiederherstel-
lung der Einsatzfähigkeit notwendigen Zeit beendet. Sind die 
eingesetzten Mannschaften, Fahrzeuge oder Geräte zum Zeit-
punkt der Alarmierung bereits zu einem anderen Einsatz ausge-
rückt oder kehren diese nach dem jeweiligen Einsatz nicht un-
mittelbar zurück (aufeinander folgende Einsätze), so beginnt der 
jeweilige Einsatz mit Verlassen des vorherigen Einsatzortes und 
ist beendet, sobald sie den jeweiligen Einsatzort verlassen bzw. 
die Einsatzfähigkeit wiederhergestellt ist. 

(4) Für die Berechnung der Gebühr für den Brandsicherheits-
dienst (§ 2 Abs. 3) wird der Zeitraum ab den Dienstantritt bis 
zum abschließenden Kontrollgang zugrunde gelegt. Für die An- 
und Abfahrt wird eine Pauschale gemäß des Gebührenverzeich-
nisses erhoben. 

(5) Die Anzahl und Auswahl des einzusetzenden und des da-
von bei der Gebührenberechnung zu berücksichtigenden 
Personals sowie der Fahrzeuge und Geräte liegt im pflicht-
gemäßen Ermessen der Feuerwehr. 

§ 4 

Auslagen 

(1) Auslagen werden in der tatsächlich erstandenen Höhe zu-
züglich eines Verwaltungskostenaufschlages in Höhe von 10 
Prozent geltend gemacht. Dies gilt insbesondere für Lieferungen 

und Leistungen von Dritten, Fremdpersonal und -gerät, Ölbinde-
mittel, Säurebindemittel, Schaummittel und die Entsorgung. 

(2) Dauert ein Einsatz ohne Unterbrechung mehr als vier Stun-
den, so sind die Auslagen für die Verpflegung der einge-
setzten Feuerwehrangehörigen zu erstatten. 

§ 5 
Entstehung der Gebührenschuld 

(1) Die Verpflichtung zur Erstattung von Gebühren entsteht im 
Regelfall mit der Alarmierung der Feuerwehr durch die Leitstelle, 
 spätestens mit dem Ausrücken. 

(2) Die Verpflichtung zur Erstattung von Auslagen entsteht mit 
der Aufwendung des zu erstattenden Betrages. 

(3) In anderen Fällen entsteht die Gebührenschuld, soweit ein 
Antrag oder eine Beauftragung notwendig ist, mit dessen 
Eingang bei der Gemeinde/Stadt, im Übrigen mit der Been-
digung der gebührenpflichtigen Amtshandlung. 

§ 6 
Fälligkeit der Gebührenschuld 

Die zu zahlenden Gebühren und Auslagen werden durch Ge-
bührenbescheid festgesetzt. Die Gebührenschuld wird ein Mo-
nat nach der Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig, so-
fern in diesem keine andere Fälligkeit angegeben ist. 

§ 7 
Härtefälle 

Wenn dies mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Gebührenschuldners oder sonst aus Billigkeitsgründen ge-
boten erscheint, kann die Gebührenschuld gestundet, niederge-
schlagen oder erlassen werden, oder es kann von der Geltend-
machung der Gebühren ganz oder teilweise abgesehen werden. 
Die Stundung soll in der Regel nur auf Antrag gewährt werden. 

§ 8 
Allgemeine Schadenslagen aufgrund von Naturereignissen 

Kommt es aufgrund eines Naturereignisses, insbesondere durch 
Überschwemmung, Hochwasser, Starkregen, Hagel- oder 
Sturmschäden, zu einer Schadenslage im gesamten Gemeinde-
gebiet/Stadtgebiet, in einem Ortsteil/Stadtteil kann der Gemein-
devorstand/ Magistrat das Vorliegen einer allgemeinen Scha-
denslage im Sinne des § 61 Abs. 5 S. 3 HBKG feststellen. Wur-
de eine allgemeine Schadenslage festgestellt, so kann der Ge-
meindevorstand/ Magistrat bei Einsätzen, die ausschließlich auf 
diese allgemeine Schadenslage zurückzuführen sind, von der 
Erhebung von Gebühren absehen. 

§ 9 
Sicherheitsleistungen 

Die Hilfeleistung der Feuerwehr im Rahmen des § 6 Abs. 3 
HBKG, eine Überlassung von Geräten oder die Gestellung von 
Brandsicherheitsdiensten kann von einer vorherigen angemes-
senen Sicherheitsleistung des Gebührenschuldners bis zur Hö-
he der voraussichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen 
abhängig gemacht werden. 

§ 10 
In-Kraft-Treten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft.. 

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft die Feuerwehrgebührensatzung 
vom 19.12.2020. 

 
Kirtorf, 30.10.2020 
A. Fey  
Bürgermeister 
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Öffentliche Bekanntmachung 

Gebührenverzeichnis 

zur Satzung über die Gebühren für den entgeltlichen Einsatz der Freiwilligen Feuerwehren 

der Stadt Kirtorf vom 30.10.2020  
   

Nr. Beschreibung   

1 Personalgebühren je 15 Minuten 

1.1 Brand und allgemeine Hilfeleistungseinsätze je Einsatzkraft 6,60 € 

  Gebühren für den Feuerwehreinsatz im Rahmen von Sicherungsmaßnahmen, bei Veran-
staltungen von Kirtorfer Vereinen, werden nicht erhoben. Ausnahme ist  Nr. 5. 

  

1.2 Brandsicherheitsdienst je Einsatzkraft 6,60 € 

  Beim Brandsicherheitsdienst wird keine Gebühr für Fahrzeuge und Gerät erhoben, wenn 
der Veranstalter ein örtlicher Verein ist. Ausnahme ist Nr. 5. 

  

1.3 Dauert ein Einsatz ohne Unterbrechung mehr als vier Stunden, so sind die Auslagen für 
die Verpflegung der eingesetzten Feuerwehrangehörigen zu erstatten.   

      

2 Fahrzeuggebühren  je 15 Minuten 

2.1 Einsatzleitwagen    

  Einsatzleitwagen ELW 1 14,00 € 

  Mannschaftstransportfahrzeug MTF 11,00 € 

  Kommandowagen/PKW 11,00 € 

2.2 Tragkraftspritzenfahrzeuge   

  TSF 22,00 € 

  TSF-W 28,00 € 

  KLF 22,00 € 

2.3 Löschgruppenfahrzeuge   

  LF 8 38,00 € 

  LF 8/6 38,00 € 

  LF 10/6 / LF 10 40,00 € 

  HLF 10/6 / HLF 10 40,00 € 

  StLF 20/25 40,00 € 

  MLF 38,00 € 

2.4 Tanklöschfahrzeuge   

  TLF 8/18 / TLF 2000   

  TLF 16/24 / TLF 3000 38,00 € 

      

2.5 Schlepper 20,00 € 

  2.5 Drehleitern   

   - . -   

  2.6 Schlauchwagen   

   - . -   

  2.7 RW 1   

   - . -   

  2.8 Gerätewagen-Gefahrgut   

   - . -   

  2.9 Gerätewagen   

  Gerätewagen-Logistik GW-L 22,00 € 

  2.10 Kranwagen   

   - . -   

  2.11 Wechselladerfahrzeuge und Abrollbehälter   
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3 Anhänger je 15 Minuten 

  Mehrzweckanhänger  MZA 1 11,00 € 

  Mehrzweckanhänger MZA 2 11,00 € 

  Güllenfass 15,00 € 

      

4 Einsatzbedingtes Prüfen und Reinigen   

4.1 Die Reinigung und Prüfung im Einsatz gebrauchter persönlicher Ausstattungs-
gegenstände werden nach dem Reinigungs- und Prüfaufwand berechnet. Erfor-
derliche Ersatzbeschaffungen werden dem Gebühren- und Auslagenschuldner 
in Rechnung gestellt. 

  

Nr. Beschreibung   

5 Kosten für den Einsatz von Fremdpersonal und -gerät, Ölbinde-, 
Säurebinde- und Schaummitteln, Entsorgung und Auslagen 

  

  Für die entstehenden Aufwendungen, etwa für den Einsatz von Personal oder 
Geräten von Dritten, werden die der Stadt in Rechnung gestellten Beträge nach 
Maßgabe des § 4 Abs. 1 der Satzung zugrunde gelegt. 

  

      

6 Gebühren für besondere Leistungen   

  Falschalarm Brandmeldeanlage   

  Falschalarme aufgrund von Kommunikationsmittel mit automatischer An-
sage oder Anzeige, die keine Brandmeldeanlagen sind.  

  

  Falschalarme aufgrund von Meldung von Sicherheitsunternehmen  oder 
anderen Personen, die im Auftrag der Eigentümerin, des Eigentümers, 
der Besitzerin, des Besitzers tätig werden. 

  

  
An- und Abfahrtpauschale für Einsätze des Brandsicherheitsdienstes   

  Weitere Pauschaleinsätze   

      

7 missbräuchliche Alarmierung   

  Gebühren für die missbräuchliche Alarmierung im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 5 
und Abs. 2 Nr. 5 der Satzung werden nach ausgerückten Fahrzeugen und Zeit-, 
Material- sowie Personalaufwand gemäß Gebührenverzeichnis berechnet. 

  

      

8 Gebühren in sonstigen Fällen   

  Für besondere, nicht in der Gebührensatzung aufgeführte Leistungen, werden 
die Gebühren nach ausgerückten Fahrzeugen und dem tatsächlichen Zeit-, Ma-
terial, und Personalaufwand gemäß Gebührenverzeichnis berechnet. 

  

      

9 Insekteneinsätze   

  Die Abwicklung der Insekteneinsätze erfolgt in 3 Stufen.   

  Stufe 1  -  Telefonische Beratung Kostenfrei 

  Stufe 2  -  Beratung vor Ort Kostenfrei 

  Stufe 3  -  Tätigwerden vor Ort 
Kostenfrei, es sei denn, 
dass Lohnersatz-leistungen 
durch die Stadt Kirtorf ge-
zahlt werden müssen. Diese 
werden dann nach tatsächli-
chem Aufwand umgelegt. 


